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Kartellverfahren zur Holzvermarktung in Baden-Württemberg; 
Überlegungen des Gemeinde- und Städtebundes Rheinland-Pfalz 
(GStB) zur Kommunalisierung der Revierleitung im Gemeindewald 

 
Sachverhalt: 
 
Mit dem als Anlage 1 beigefügten Schreiben vom 28.08.2017 informiert der 
Gemeinde- und Städtebund Rheinland-Pfalz (GStB) seine Mitgliedskommunen über 
den derzeitigen Sachstand zu den Auswirkungen des Kartellverfahrens zur 
Holzvermarktung in Baden-Württemberg.  
 
Eine abschließende Entscheidung des Bundesgerichtshofes (BGH) steht zwar noch 
aus, der GStB weist in Verbindung mit dem Kartellverfahren aber darauf hin, dass 
sowohl die Dienstleistungen der staatlichen Forstämter im Bereich der 
Holzvermarktung, als auch die sogenannten vorgelagerten Tätigkeiten im 
Gemeindewald, speziell die jährliche Wirtschaftsplanung, die forsttechnische 
Betriebsleitung und der Revierdienst strittig sind und insofern eine Kommunalisierung 
der Revierleitung in der Zukunft nicht ausgeschlossen ist. 
 
Der GStB hat sich in früheren Jahren bereits wiederholt mit der Fragestellung der 
Kommunalisierung der Revierleitung befasst. Zur Information ist als Anlage 2 ein 
Aufsatz aus dem Jahr 2016 beigefügt. 
 
Nachdem das OLG Düsseldorf am 15. März 2017 im Kartellrechtsstreit des Landes 
Baden-Württemberg die gemeinsame Vermarktung von Nadelholz aus dem 
Staatswald und aus den nicht staatlichen Forstbetrieben als Kartellrechtsverstoß 
gewertet hatte, haben zahlreiche Gespräche des Landesbetriebes Landesforsten, mit 
Vertretern des GStB und des Waldbesitzerverbandes Rheinland-Pfalz (WBV) 
stattgefunden, um das weitere Vorgehen und etwaige Risiken abzuwenden.  
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Für Mitte Oktober ist ein Gespräch des Landesbetriebes Landesforsten mit dem 
Bundeskartellamt geplant. Die dortigen Gesprächsergebnisse werden sodann 
handlungsleitend für das weitere Vorgehen des Landes. 
 
Über die weitere Entwicklung in der Angelegenheit wird im Fachbereichsausschuss 
informiert, wenn neue Erkenntnisse und Informationen vorliegen. 
 
 
 
Anlagen: 
 
- GStB – Kommunalisierung der Revierleitung v. 28.08.2017 
- GStB – w.v. Aufsätze 
-GStB - 2006 
 
 
 
 
 
 
(Peter Labonte) 
Oberbürgermeister   
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